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1. Hängige Verfahren/Procédures en cours/Procedure in corso  

a) Nr. 201/19 
(Transparenzgebot – Post auf Instagram ohne Deklaration) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin beanstandet einen Instagram-Post der Beschwerdegegnerin, auf welchem 
die Beschwerdegegnerin an der Reling eines Schiffes eines Reisebüros zu sehen ist. Die Titelüber-
schrift laute «Reisen auf dem Fluss 2020, das Beste in Europa». Aus den Bildbeschreibungen gehe 
nicht hervor, ob es sich um bezahlte Werbung handle. Zum Beispiel die Bezeichnung «ambassador» 
sei für die Durchschnittsadressaten nicht genügend klar. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde, da der kommerzielle Charakter 
des fraglichen Posts für den «Durchschnitts-Instagram-Follower» der Beschwerdegegnerin klar 
sei. Die Beschwerdegegnerin erläutert dies in ihrer Stellungnahme zur Beschwerde und weist ins-
besondere darauf hin, dass die Kennzeichnung «ambassador» als Botschafter international  
gängig sei. 

3 Die Erste Kammer der Lauterkeitskommission hat in Beschwerdeverfahren Nr. 154/19 und 159/19  
in einem eingehend begründeten Leitentscheid vom 11. September 2019 grundlegende Erwägungen 
zum Thema des kommerziellen Charakter von Social-Media-Post und deren allfällige Kennzeich-
nung als kommerzielle Kommunikation getroffen. Gegen diesen Entscheid wurde Rekurs erhoben. 
Im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Verhinderung sachlich widersprüchlicher Entscheide 
wurde das vorliegende Verfahren daher bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Entscheides in Ver-
fahren Nr. 154/19 und 159/19 sistiert. 

4 Kommerzielle Kommunikation, gleichgültig in welcher Form sie erscheint oder welches Medium sie 
benutzt, ist unlauter, wenn sie nicht als solche eindeutig erkennbar und vom übrigen Inhalt nicht 
klar getrennt ist (Grundsatz Nr. B.15 Abs. 1 der Lauterkeitskommission). Unter kommerzieller Kom-
munikation ist jede Massnahme zu verstehen, die eine gewisse Anzahl von Personen systematisch in 
ihrer Einstellung zu bestimmten Produkten oder Geschäftsverhältnissen zum Hauptzweck des Ab-
schlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflusst, wozu grundsätzlich auch 
Sponsoringkommunikation zählt (Grundsatz Nr. A.3 Abs. 1 und 2). Gemäss Grundsatz Nr. B.15 Abs. 2 
muss kommerzielle Kommunikation auch dann als solche eindeutig erkennbar sein, wenn eine Per-
son ein Social-Media-Profil oder einen Social-Media-Account nutzt, um kommerzielle Kommunika-
tion für Dritte zu betreiben oder zu ermöglichen. Eine Kennzeichnung oder anderweitige Klarstel-
lung ist somit dann erforderlich, wenn eine Kommunikation auf einem Social Media-Portal gerade 
nicht eindeutig als private Meinungsäusserung oder als kommerzielle Kommunikation identifiziert 
werden kann. Es besteht keine allgemeine Kennzeichnungspflicht für kommerzielle Kommunikation 
zugunsten Dritter. Vielmehr wird unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die ein-
deutige Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters der Kommunikation verlangt. 

5 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lau-
terkeitskommission insbesondere das Verständnis der massgebenden Zielgruppe, den Gesamtein-
druck und den Charakter des Mediums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). Beim Verständnis der massge-
benden Zielgruppe wird nach ständiger Praxis der Lauterkeitskommission auf das Verständnis der 
durchschnittlich verständigen, durchschnittlich aufgeklärten und durchschnittlich informierten Mit-
glieder der adressierten Zielgruppe (sog. Durchschnittsadressaten) abgestellt (vgl. auch BGE 132 III 
414 E.2.3.2; Mischa Senn, Neuer Grundsatz zum Geltungs- und Anwendungsbereich, in: sic 7/8/2008, 
S. 591). 

6 Beim beanstandeten Instagram-Post handelt es sich unzweifelhaft und klar erkennbar um kommer-
zielle Kommunikation, die sich primär an die Schweizer Follower der Beschwerdegegnerin richtet. 
Die Aufmachung und der Inhalt der Bild- und Textelemente (wie z.B. «Testsieger»; Verweis auf 
neuen Katalog; Charakter des Textes etc.) lassen den kommerziellen Charakter des Posts für die 
Durchschnittsadressaten klar erkennen. Es darf zudem davon ausgegangen werden, dass den 
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Durchschnittsadressaten vorliegend bewusst ist, dass die Beschwerdegegnerin Markenbotschafte-
rin des im Post erwähnten Reisebüros ist und der Post somit klar kommerziell geprägte Hinter-
gründe aufweist. Die Durchschnittsadressaten sind sich also grundsätzlich bewusst, dass die Prä-
sentation der in der Beschwerde erwähnten Marke einen kommerziellen Zweck verfolgt. 

7 Aufgrund der klaren Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters des Posts kann offen gelassen 
werden, ob die Bezeichnung «ambassador» bei nicht eindeutiger Erkennbarkeit für die Durch-
schnittsadressaten als ausreichende Kennzeichnung genügen würde. 

8 Aufgrund der eindeutigen Erkennbarkeit der kommerziellen Kommunikation im Sinne des Grund-
satzes Nr. B.15 Abs. 1 und 2 bedarf es somit keiner weiteren Kennzeichnung oder Klarstellung der 
Art der Kommunikation. Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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b) Nr. 202/19 
(Transparenzgebot – Post auf Instagram ohne Deklaration) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin beanstandet drei Instagram-Posts mit Fotos des Beschwerdegegners, in 
welchen der Beschwerdegegner prominent seine Armbanduhr präsentiere. Aus den Bildbeschrei-
bungen (z.B «ambassador») gehe nicht genügend klar hervor, ob es sich um bezahlte Werbung 
handle. 

2 Der Beschwerdegegner bestreitet, dass es sich bei den fraglichen Fotos um kennzeichnungspflich-
tige Werbung handle. Er erläutert in seiner Stellungnahme, dass zwei Fotos von offiziellen Anlässen 
des fraglichen Uhrenherstellers stammen. Das dritte Foto sei anlässlich einer Tournee in China 
spontan entstanden, als die Crew des Beschwerdegegners zufällig den abgebildeten Shop des Uh-
renherstellers entdeckte, was Heimatgefühle ausgelöst habe. Die Zusammenarbeit mit dem Uhren-
hersteller habe nie Aktivitäten auf Social-Media-Plattformen vorgesehen. 

3 Die Erste Kammer der Lauterkeitskommission hat in Beschwerdeverfahren Nr. 154/19 und 159/19  
in einem eingehend begründeten Leitentscheid vom 11. September 2019 grundlegende Erwägungen 
zum Thema des kommerziellen Charakters von Social-Media-Post und deren allfällige Kennzeich-
nung als kommerzielle Kommunikation getroffen. Gegen diesen Entscheid wurde Rekurs erhoben. 
Im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Verhinderung sachlich widersprüchlicher Entscheide 
wurde das vorliegende Verfahren daher bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Entscheides in Ver-
fahren Nr. 154/19 und 159/19 sistiert. 

4 Kommerzielle Kommunikation, gleichgültig in welcher Form sie erscheint oder welches Medium sie 
benutzt, ist unlauter, wenn sie nicht als solche eindeutig erkennbar und vom übrigen Inhalt nicht 
klar getrennt ist (Grundsatz Nr. B.15 Abs. 1 der Lauterkeitskommission). Unter kommerzieller Kom-
munikation ist jede Massnahme zu verstehen, die eine gewisse Anzahl von Personen systematisch in 
ihrer Einstellung zu bestimmten Produkten oder Geschäftsverhältnissen zum Hauptzweck des Ab-
schlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflusst, wozu grundsätzlich auch 
Sponsoringkommunikation zählt (Grundsatz Nr. A.3 Abs. 1 und 2). Gemäss Grundsatz Nr. B.15 Abs. 2 
muss kommerzielle Kommunikation auch dann als solche eindeutig erkennbar sein, wenn eine Per-
son ein Social-Media-Profil oder einen Social-Media-Account nutzt, um kommerzielle Kommunika-
tion für Dritte zu betreiben oder zu ermöglichen. Eine Kennzeichnung oder anderweitige Klarstel-
lung ist somit dann erforderlich, wenn eine Kommunikation auf einem Social Media-Portal gerade 
nicht eindeutig als private Meinungsäusserung oder als kommerzielle Kommunikation identifiziert 
werden kann. Es besteht keine allgemeine Kennzeichnungspflicht für kommerzielle Kommunikation 
zugunsten Dritter. Vielmehr wird unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die ein-
deutige Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters der Kommunikation verlangt. 

5 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lau-
terkeitskommission insbesondere das Verständnis der massgebenden Zielgruppe, den Gesamtein-
druck und den Charakter des Mediums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). Beim Verständnis der massge-
benden Zielgruppe wird nach ständiger Praxis der Lauterkeitskommission auf das Verständnis der 
durchschnittlich verständigen, durchschnittlich aufgeklärten und durchschnittlich informierten Mit-
glieder der adressierten Zielgruppe (sog. Durchschnittsadressaten) abgestellt (vgl. auch BGE 132 III 
414 E.2.3.2; Mischa Senn, Neuer Grundsatz zum Geltungs- und Anwendungsbereich, in: sic 7/8/2008, 
S. 591). 

6 Bei den drei beanstandeten Instagram-Posts handelt es sich unzweifelhaft und klar erkennbar um 
kommerzielle Kommunikation. Die Aufmachung und der Inhalt der Bild- und Textelemente (wie z.B. 
offensive Präsentation der Uhr am Handgelenk; Markenlogos werden prominent gezeigt und im Text 
teilweise mehrfacht wiederholt; Charakter der Texte mit Fokus auf die Marke etc.) lassen den kom-
merziellen Charakter des Posts für die Durchschnittsadressaten klar erkennen. Es darf zudem  
davon ausgegangen werden, dass den Durchschnittsadressaten vorliegend bewusst ist, dass der 
Beschwerdegegner Markenbotschafter der in den Posts präsentierten Uhrenmarke ist und die Posts 
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somit klar kommerziell geprägte Hintergründe aufweisen. Die Durchschnittsadressaten sind sich 
also grundsätzlich bewusst, dass die Präsentation der in der Beschwerde erwähnten Marke einen 
kommerziellen Zweck verfolgt. 

7 Aufgrund der klaren Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters des Posts kann offen gelassen 
werden, ob die Bezeichnung «ambassador» bei nicht eindeutiger Erkennbarkeit für die Durch-
schnittsadressaten als ausreichende Kennzeichnung genügen würde. 

8 Aufgrund der eindeutigen Erkennbarkeit der kommerziellen Kommunikation im Sinne des Grund-
satzes Nr. B.15 Abs. 1 und 2 bedarf es somit keiner weiteren Kennzeichnung oder Klarstellung der 
Art der Kommunikation. Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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c) Nr. 203/19 
(Transparenzgebot – Post auf Instagram ohne Deklaration) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin beanstandet einen Video-Beitrag in einem Instagram-Post der Beschwer-
degegnerin. In diesem Beitrag sei das Label eines Hotels und das Logo eines Tourismusbüros zu 
sehen. Ein Hinweis auf bezahlte Werbung fehle. 

2 Trotz Aufforderung zur Stellungnahme per E-Mail ist keine Antwort der Beschwerdegegnerin einge-
gangen. 

3 Die Erste Kammer der Lauterkeitskommission hat in Beschwerdeverfahren Nr. 154/19 und 159/19  
in einem eingehend begründeten Leitentscheid vom 11. September 2019 grundlegende Erwägungen 
zum Thema des kommerziellen Charakters von Social-Media-Post und deren allfällige Kennzeich-
nung als kommerzielle Kommunikation getroffen. Gegen diesen Entscheid wurde Rekurs erhoben. 
Im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Verhinderung sachlich widersprüchlicher Entscheide 
wurde das vorliegende Verfahren daher bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Entscheides in Ver-
fahren Nr. 154/19 und 159/19 sistiert. 

4 Kommerzielle Kommunikation, gleichgültig in welcher Form sie erscheint oder welches Medium sie 
benutzt, ist unlauter, wenn sie nicht als solche eindeutig erkennbar und vom übrigen Inhalt nicht 
klar getrennt ist (Grundsatz Nr. B.15 Abs. 1 der Lauterkeitskommission). Unter kommerzieller Kom-
munikation ist jede Massnahme zu verstehen, die eine gewisse Anzahl von Personen systematisch in 
ihrer Einstellung zu bestimmten Produkten oder Geschäftsverhältnissen zum Hauptzweck des Ab-
schlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflusst, wozu grundsätzlich auch 
Sponsoringkommunikation zählt (Grundsatz Nr. A.3 Abs. 1 und 2). Gemäss Grundsatz Nr. B.15 Abs. 2 
muss kommerzielle Kommunikation auch dann als solche eindeutig erkennbar sein, wenn eine Per-
son ein Social-Media-Profil oder einen Social-Media-Account nutzt, um kommerzielle Kommunika-
tion für Dritte zu betreiben oder zu ermöglichen. Eine Kennzeichnung oder anderweitige Klarstel-
lung ist somit dann erforderlich, wenn eine Kommunikation auf einem Social Media-Portal gerade 
nicht eindeutig als private Meinungsäusserung oder als kommerzielle Kommunikation identifiziert 
werden kann. Es besteht keine allgemeine Kennzeichnungspflicht für kommerzielle Kommunikation 
zugunsten Dritter. Vielmehr wird unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die ein-
deutige Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters der Kommunikation verlangt. 

5 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lau-
terkeitskommission insbesondere das Verständnis der massgebenden Zielgruppe, den Gesamtein-
druck und den Charakter des Mediums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). Beim Verständnis der massge-
benden Zielgruppe wird nach ständiger Praxis der Lauterkeitskommission auf das Verständnis der 
durchschnittlich verständigen, durchschnittlich aufgeklärten und durchschnittlich informierten Mit-
glieder der adressierten Zielgruppe (sog. Durchschnittsadressaten) abgestellt (vgl. auch BGE 132 III 
414 E.2.3.2; Mischa Senn, Neuer Grundsatz zum Geltungs- und Anwendungsbereich, in: sic 7/8/2008, 
S. 591). 

6 Beim beanstandeten Instagram-Post handelt es sich unzweifelhaft und klar erkennbar um kommer-
zielle Kommunikation. Die Aufmachung und der Inhalt der Film- und Textelemente (wie z.B. der 
bildliche und textliche Fokus auf Markenzeichen des Hotels und des Tourismusortes; der professio-
nelle Gesamteindruck des Filmes; etc.) lassen den kommerziellen Charakter des Posts für die 
Durchschnittsadressaten klar erkennen. Der Gesamtkontext weist klar darauf hin, dass es sich nicht 
um eine private Meinungsäusserung oder die Darstellung eines privaten Erlebnisses handelt, zumal 
damit weder eine Story noch sonst persönliche Eindrücke vermittelt werden. Es darf zudem davon 
ausgegangen werden, dass den Durchschnittsadressaten vorliegend bewusst ist, dass die Be-
schwerdegegnerin eine kommerzielle Partnerschaft zum Tourismusort und zum Hotel unterhält und 
der Post somit klar kommerziell geprägte Hintergründe aufweist. Die Durchschnittsadressaten sind 
sich also grundsätzlich bewusst, dass die Präsentation der in der Beschwerde erwähnten Marken 
einen kommerziellen Zweck verfolgt. 
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7 Aufgrund der eindeutigen Erkennbarkeit der kommerziellen Kommunikation im Sinne des Grund-
satzes Nr. B.15 Abs. 1 und 2 bedarf es somit keiner weiteren Kennzeichnung. Die Beschwerde ist 
daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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d) Nr. 204/19 
(Transparenzgebot – Post auf Instagram ohne Deklaration / private Kommunikation) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin beanstandet einen Instagram-Post des Beschwerdegegners, in welchem  
er vor einer Filiale einer Textilhandelskette in New York posiere. Das Logo des fraglichen Unterneh-
mens sei klar erkennbar. Ein Hinweis auf bezahlte Werbung fehle. 

2 Der Beschwerdegegner macht geltend, dass er den Hintergrund rein aus eigenem Gefallen gewählt 
habe. Darüber hinaus habe er das fragliche Foto entfernt. 

3 Die Erste Kammer der Lauterkeitskommission hat in Beschwerdeverfahren Nr. 154/19 und 159/19  
in einem eingehend begründeten Leitentscheid vom 11. September 2019 grundlegende Erwägungen 
zum Thema des kommerziellen Charakters von Social-Media-Post und deren allfällige Kennzeich-
nung als kommerzielle Kommunikation getroffen. Gegen diesen Entscheid wurde Rekurs erhoben. 
Im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Verhinderung sachlich widersprüchlicher Entscheide 
wurde das vorliegende Verfahren daher bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Entscheides in Ver-
fahren Nr. 154/19 und 159/19 sistiert. 

4 Kommerzielle Kommunikation, gleichgültig in welcher Form sie erscheint oder welches Medium sie 
benutzt, ist unlauter, wenn sie nicht als solche eindeutig erkennbar und vom übrigen Inhalt nicht 
klar getrennt ist (Grundsatz Nr. B.15 Abs. 1 der Lauterkeitskommission). Unter kommerzieller Kom-
munikation ist jede Massnahme zu verstehen, die eine gewisse Anzahl von Personen systematisch in 
ihrer Einstellung zu bestimmten Produkten oder Geschäftsverhältnissen zum Hauptzweck des Ab-
schlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflusst, wozu grundsätzlich auch 
Sponsoringkommunikation zählt (Grundsatz Nr. A.3 Abs. 1 und 2). Gemäss Grundsatz Nr. B.15 Abs. 2 
muss kommerzielle Kommunikation auch dann als solche eindeutig erkennbar sein, wenn eine Per-
son ein Social-Media-Profil oder einen Social-Media-Account nutzt, um kommerzielle Kommunika-
tion für Dritte zu betreiben oder zu ermöglichen. Eine Kennzeichnung oder anderweitige Klarstel-
lung ist somit dann erforderlich, wenn eine Kommunikation auf einem Social Media-Portal gerade 
nicht eindeutig als private Meinungsäusserung oder als kommerzielle Kommunikation identifiziert 
werden kann. Es besteht keine allgemeine Kennzeichnungspflicht für kommerzielle Kommunikation 
zugunsten Dritter. Vielmehr wird unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die ein-
deutige Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters der Kommunikation verlangt. 

5 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lau-
terkeitskommission insbesondere das Verständnis der massgebenden Zielgruppe, den Gesamtein-
druck und den Charakter des Mediums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). Beim Verständnis der massge-
benden Zielgruppe wird nach ständiger Praxis der Lauterkeitskommission auf das Verständnis der 
durchschnittlich verständigen, durchschnittlich aufgeklärten und durchschnittlich informierten Mit-
glieder der adressierten Zielgruppe (sog. Durchschnittsadressaten) abgestellt (vgl. auch BGE 132 III 
414 E.2.3.2; Mischa Senn, Neuer Grundsatz zum Geltungs- und Anwendungsbereich, in: sic 7/8/2008, 
S. 591). 

6 Beim beanstandeten Instagram-Post handelt es sich unzweifelhaft und klar erkennbar um eine pri-
vate Kommunikation (vgl. dazu auch Mischa Senn, Influencer-Marketing und die Rechtswirklichkeit, 
in: Jusletter 16. Dezember 2019, N.10). Die Aufmachung und der Inhalt der Bild- und Textelemente 
(wie z.B. die unprofessionelle Bildaufnahme mit schlechter Belichtung und nur teilweise sichtbarem 
Screen im Hintergrund; die klare Erkennbarkeit als Touristenfoto; die fehlende Erwähnung/Bezug-
nahme im Text etc.) lassen den privaten Charakter des Posts für die Durchschnittsadressaten klar 
erkennen. Zudem sind die Ausführungen des Beschwerdegegners, wonach keine Kooperation mit 
der sichtbaren Marke besteht, glaubhaft. 
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7 Aufgrund der eindeutigen Erkennbarkeit als private Kommunikation bedarf es somit keiner weiteren 
Kennzeichnung oder Klarstellung. Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

 

 

 

 

 

  



  10 

e) Nr. 205/19 
(Transparenzgebot – Post auf Instagram ohne Deklaration) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführerin beanstandet einen Instagram-Post der Beschwerdegegnerin, auf welchem 
die Beschwerdegegnerin vor dem Geschäft eines Fitness-/Ernährungscoaches posiert. Das Logo des 
Geschäfts sei eindeutig erkennbar. Trotzdem fehle ein Hinweis auf bezahlte Werbung. 

2 Die Beschwerdegegnerin teilt mit, dass die Bilder gelöscht worden seien. Mit den Fotos hätten die 
Kleider präsentiert werden sollen. Es sei nicht die Absicht gewesen, Werbung zu betreiben. Als  
Dankeschön habe sie vom Geschäftsführer ein Outfit geschenkt erhalten.  

3 Die Erste Kammer der Lauterkeitskommission hat in Beschwerdeverfahren Nr. 154/19 und 159/19  
in einem eingehend begründeten Leitentscheid vom 11. September 2019 grundlegende Erwägungen 
zum Thema des kommerziellen Charakters von Social-Media-Post und deren allfällige Kennzeich-
nung als kommerzielle Kommunikation getroffen. Gegen diesen Entscheid wurde Rekurs erhoben. 
Im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Verhinderung sachlich widersprüchlicher Entscheide 
wurde das vorliegende Verfahren daher bis zum Vorliegen des rechtskräftigen Entscheides in Ver-
fahren Nr. 154/19 und 159/19 sistiert. 

4 Kommerzielle Kommunikation, gleichgültig in welcher Form sie erscheint oder welches Medium sie 
benutzt, ist unlauter, wenn sie nicht als solche eindeutig erkennbar und vom übrigen Inhalt nicht 
klar getrennt ist (Grundsatz Nr. B.15 Abs. 1 der Lauterkeitskommission). Unter kommerzieller Kom-
munikation ist jede Massnahme zu verstehen, die eine gewisse Anzahl von Personen systematisch in 
ihrer Einstellung zu bestimmten Produkten oder Geschäftsverhältnissen zum Hauptzweck des Ab-
schlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflusst, wozu grundsätzlich auch 
Sponsoringkommunikation zählt (Grundsatz Nr. A.3 Abs. 1 und 2). Gemäss Grundsatz Nr. B.15 Abs. 2 
muss kommerzielle Kommunikation auch dann als solche eindeutig erkennbar sein, wenn eine Per-
son ein Social-Media-Profil oder einen Social-Media-Account nutzt, um kommerzielle Kommunika-
tion für Dritte zu betreiben oder zu ermöglichen. Eine Kennzeichnung oder anderweitige Klarstel-
lung ist somit dann erforderlich, wenn eine Kommunikation auf einem Social Media-Portal gerade 
nicht eindeutig als private Meinungsäusserung oder als kommerzielle Kommunikation identifiziert 
werden kann. Es besteht keine allgemeine Kennzeichnungspflicht für kommerzielle Kommunikation 
zugunsten Dritter. Vielmehr wird unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die ein-
deutige Erkennbarkeit des kommerziellen Charakters der Kommunikation verlangt. 

5 Für die Beurteilung einer Massnahme der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lau-
terkeitskommission insbesondere das Verständnis der massgebenden Zielgruppe, den Gesamtein-
druck und den Charakter des Mediums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). Beim Verständnis der massge-
benden Zielgruppe wird nach ständiger Praxis der Lauterkeitskommission auf das Verständnis der 
durchschnittlich verständigen, durchschnittlich aufgeklärten und durchschnittlich informierten Mit-
glieder der adressierten Zielgruppe (sog. Durchschnittsadressaten) abgestellt (vgl. auch BGE 132 III 
414 E.2.3.2; M. Senn, Neuer Grundsatz zum Geltungs- und Anwendungsbereich, in: sic 7/8/2008, S. 
591). 

6 Beim beanstandeten Instagram-Post handelt es sich unzweifelhaft und klar erkennbar um kommer-
zielle Kommunikation. Die Aufmachung und der Inhalt der Bild- und Textelemente (wie z.B. der bild-
liche und textliche Fokus auf Markenzeichen des Anbieters; die bildliche Präsentation der Be-
schwerdegegnerin mit Posing und Kleidung; die Aufforderung zum Besuch des Geschäfts etc.) las-
sen den kommerziellen Charakter des Posts für die Durchschnittsadressaten klar erkennen. Es darf 
zudem davon ausgegangen werden, dass den Durchschnittsadressaten vorliegend bewusst ist, dass 
die Beschwerdegegnerin eine kommerzielle Partnerschaft zum im Post erwähnten Fitness-/Ernäh-
rungscoach unterhält und der Post somit klar kommerziell geprägte Hintergründe aufweist. Die 
Durchschnittsadressaten sind sich also grundsätzlich bewusst, dass die Präsentation der in der Be-
schwerde erwähnten Marke einen kommerziellen Zweck verfolgt. 
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7 Aufgrund der eindeutigen Erkennbarkeit der kommerziellen Kommunikation im Sinne des Grund-
satzes Nr. B.15 Abs. 1 und 2 bedarf es somit keiner weiteren Kennzeichnung oder Klarstellung. Die 
Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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f) Nr. 109/20 
(Keine Irreführung – TV-Spot für cholesterinsenkendes Milchprodukt) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass eine Grafik zur Bewerbung der cholesterinsenkenden 
Wirkung des Milchproduktes der Beschwerdegegnerin irreführend sei, weil sie einen weit grösseren 
Wirkungsgrad suggeriere als die genannten 10%. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Nichtanhandnahme resp. Abweisung der Beschwerde. Sie 
macht geltend, dass der fragliche Werbespot seit mehreren Jahren auf keinem Fernsehkanal mehr 
verbreitet werde. Der aktuelle Werbespot für das fragliche Produkt sei nicht Beschwerdegegen-
stand. Da der Spot auch nicht mehr geschaltet werde, sei die Beschwerde nicht anhand zu nehmen. 
Darüber hinaus sei aber die Begründung der Beschwerde nicht nachvollziehbar. Es werde im aktu-
ellen Sujet klar und offensichtlich angegeben, dass eine Reduktion von bis zu 10% erzielt werden 
könne. Und für den Durchschnittsadressaten sei zudem klar, dass eine Senkung um 100% eine sinn-
lose Aussage wäre. Allenfalls werde für den neuen Spot, der ab Herbst 2020 geschaltet werde, zur 
zusätzlichen Klarheit ein Skalierungsunterbrechungs-Zeichen angebracht. 

3 Gestützt auf Art. 14 Abs. 1 des Geschäftsreglements der Lauterkeitskommission wurde eine Exper-
tenmeinung vom Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen eingeholt. Im Sinne 
einer persönlichen Meinungsäusserung wurde mit E-Mail vom 24. März 2020 die Auffassung vertre-
ten, dass die vorliegende Kommunikation nicht täuschend sei. Die Grafik alleine könne zwar den 
Eindruck erwecken, dass die Senkung grösser als 10% ist. In Kombination mit den anderen Angaben 
sei das Täuschungspotenzial aber vermindert. Da in der y-Achse keine Skala angegeben werde, 
könne auch nicht erwartet werden, dass der Cholesterinwert auf Null gesenkt werde. 

4 Kommerzielle Kommunikation ist unlauter, wenn eine Person, ein Unternehmen oder eine Organi-
sation sich oder andere durch die Kommunikation unrichtiger oder irreführender Darstellungen, 
Aussagen oder Angaben vorteilhafter darstellt. Insbesondere müssen Darstellungen, Aussagen und 
Angaben über die angebotenen Produkte (z.B. Inhaltsangaben, Leistungsfähigkeit, Art und Zweck 
einer Dienstleistung, Herkunft etc.), wahr und klar sein (Grundsatz Nr. B.2 Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 2 
der Lauterkeitskommission). Sachbehauptungen in der Werbung müssen richtig und dürfen nicht 
irreführend sein (Art. 3 Abs. 1 lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, UWG). Soweit 
eine Angabe von den Durchschnittsadressaten aber als erkennbare marktschreierische Übertrei-
bung wahrgenommen wird, liegt keine Unlauterkeit vor (siehe zum Beispiel Urteil HG110005-O des 
Handelsgerichts des Kantons Zürich vom 12. Juli 2012, Erw. V.2.3.; vgl. z.B. auch Entscheide der SLK 
Nr. 125/15 vom 11.03.2015 und Nr. 145/16 vom 11.05.2016). Für die Beurteilung einer Massnahme 
der kommerziellen Kommunikation berücksichtigt die Lauterkeitskommission insbesondere das 
Verständnis der massgebenden Zielgruppe sowie den Gesamteindruck und den Charakter des Medi-
ums (Grundsatz Nr. A.1 Abs. 3). 

5 Die beanstandete Grafik ist eine solche erkennbare Übertreibung. Der Durchschnittsadressat er-
kennt, dass die Kurve in werberisch überzeichnender Form und rein symbolisch eine markante Sen-
kung des Cholesterinspiegels darstellen soll. Die Y-Achse enthält keine Beschriftung, weshalb an-
hand der Grafik weder Start- noch Zielwerte entnommen werden können. Die Grafik suggeriert eine 
ausgeprägte Senkung innerhalb von drei Wochen, bleibt aber in marktschreierischer Weise unprä-
zise.  

6 Da bei der Frage der Irreführung nicht nur auf ein Element, wie hier die Grafik, abgestellt werden 
kann, sondern der Gesamteindruck einer kommerziellen Kommunikation massgebend ist, sind die 
übrigen Angaben (insbesondere Off-Text und schriftliche Angaben zur Grafik) ebenfalls zu berück-
sichtigen. In diesen zusätzlichen, sofort erkennbaren Angaben erklärt die Beschwerdegegnerin  
genügend klar, welche tatsächliche Senkung des Cholesterinspiegels durch das Produkt erreicht 
werden kann.  
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7 Daher ist der Gesamteindruck der Werbung weder täuschend noch irreführend.  

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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2. Verfahren/Procédures/Procedure 

a) Nr. 111/20 
(Preisbekanntgabe – Rabattwerbung) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer beanstandet, dass die Beschwerdegegnerin ein Produkt mit einem Rabatt 
von 20% bewirbt. Dieser Rabatt werde nur für den Fall ausgerichtet, dass ein Einkaufsbeleg einer 
Tochtergesellschaft der Beschwerdegegnerin vorgelegt werde. Das sei aus dem Grund irreführend, 
weil das fragliche Produkt anfangs 2020 zu einem 20% tieferen Preis angeboten worden sei, inzwi-
schen der Preis aber um 25% erhöht wurde. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Sie macht geltend, dass das 
fragliche Produkt nie direkt mit einer Rabattangabe beworben worden sei. Vielmehr sei der 20%  
Rabatt in eine allgemein geltende Kampagne eingebettet worden. Dieser Aktionsmechanismus funk-
tioniere komplett produkteunabhängig für rund 100 Artikel, die mit einem entsprechenden Logo als 
Erkennungsmerkmal versehen seien. Es könne keine Rede davon sein, dass die Preise systematisch 
angehoben wurden. Preisveränderungen seien zudem an der Tagesordnung. Nur sechs der hundert 
Artikel seien von einer Preiserhöhung während der Laufzeit der Aktion betroffen gewesen. Die Kom-
munikation sei in Einklang mit der Preisbekanntgabeverordnung erfolgt, da die Produkte aus-
schliesslich mit dem tatsächlich zu bezahlenden Preis beworben worden seien. 

3 Die Schweizerische Lauterkeitskommission als private Selbstkontrollorganisation hat gemäss Art. 1 
Abs. 3 des Geschäftsreglements hauptsächlich die Aufgabe und Kompetenz, kommerzielle Kommu-
nikation auf ihre Lauterkeit zu überprüfen. Sie macht das mittels eines einfachen Verfahrens, ohne 
die Möglichkeiten einer umfangreichen Beweisabnahme oder der Detailprüfung einer ganzen Kam-
pagne etc., wie das in staatlichen Verfahren durchgeführt werden kann. In diesem Sinne sind die 
Entscheide der Lauterkeitskommission eine summarische Prüfung von Werbemitteln, basierend auf 
den Angaben in den Beschwerden und in den Beschwerdeantworten.  

4 Aus den Akten ergibt sich lediglich, dass im vom Beschwerdeführer vorgebrachten Einzelfall eine 
Preiserhöhung stattfand. Die beanstandete Kampagne hatte jedoch einen allgemeinen Rabattrah-
men für eine Vielzahl von Produkten zum Inhalt. Einen Nachweis, wonach nebst dem fraglichen Pro-
dukt auch noch eine Vielzahl weiterer Produkte von einer Preiserhöhung betroffen waren, erbringt 
der Beschwerdeführer nicht. Auch aus den Akten ergeben sich keine solche Anhaltspunkte. 

5 Eine systematische Preiserhöhung ist nicht erkennbar. Die Beschwerdegegnerin hat genügend 
glaubhaft gemacht, dass im Rahmen der Kampagne keine systematischen Preisanpassungen, wie 
vom Beschwerdeführer behauptet, erfolgten.  

6 Die Lauterkeitskommission vermag daher keine Unlauterkeit in der Kampagne der Beschwerdegeg-
nerin zu erkennen.  

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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b) Nr. 122/20 
(Preisbekanntgabe – Anpreisung von Rabattangeboten für Newsletter-Abonnenten) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung der Beschwerdeführerin sind die Werbebehauptungen «16% günstiger als der 
Günstigste» resp. «immer günstiger als der Günstigste» der Beschwerdegegnerin in deren Online-
Shop unrichtig und irreführend. Das Produkt Braun CCR5+1 Reinigungskartusche sei bei 
microspot.ch 10 Rp. günstiger. Auch die Philips ProResults, 8er-Pack, seien bei microspot.ch bedeu-
tend günstiger.  

2 Die Beschwerdegegnerin macht geltend, dass das Braun-Produkt mittels Werberabattcode für Kun-
den zum tiefsten Preis angeboten werde. Beim Philips-Produkt handle es sich um ein Produkt, das 
von der Beschwerdegegnerin nicht beworben werde. 

3 Kommerzielle Kommunikation ist unlauter, wenn eine Person, ein Unternehmen oder eine Organi-
sation sich oder andere durch die Kommunikation unrichtiger oder irreführender Darstellungen, 
Aussagen oder Angaben vorteilhafter darstellt. Insbesondere müssen Darstellungen, Aussagen und 
Angaben über die angebotenen Produkte, Gegenleistungen und die Verfügbarkeit etc. richtig und 
klar sein (Grundsatz Nr. B.2 Abs. 1 und Abs. 2 der Lauterkeitskommission). Ebenso müssen Allein-
stellungsbehauptungen in der Werbung («der Günstigste») wahr sein und dürfen nicht irreführend 
sein (Art. 3 Abs. 1 lit. b des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, UWG). Die Verantwortung 
für die kommerzielle Kommunikation liegt beim Werbenden. Dieser muss die Richtigkeit seiner 
Werbeaussage beweisen können (Grundsätze Nrn. A.4 und A.5 der Lauterkeitskommission; Art. 13a 
UWG; Art. 13 des Geschäftsreglements der Lauterkeitskommission). 

4 Die Schweizerische Lauterkeitskommission als private Selbstkontrollorganisation hat gemäss Art. 1 
Abs. 3 des Geschäftsreglements hauptsächlich die Aufgabe und Kompetenz, kommerzielle Kommu-
nikation auf ihre Lauterkeit zu überprüfen. Sie macht das mittels eines einfachen Verfahrens, ohne 
die Möglichkeiten einer umfangreichen Beweisabnahme oder der Detailprüfung einer ganzen Kam-
pagne etc., wie das in staatlichen Verfahren durchgeführt werden kann. In diesem Sinne sind die 
Entscheide der Lauterkeitskommission eine summarische Prüfung von Werbemitteln, basierend auf 
den Angaben in den Beschwerden und in den Beschwerdeantworten.  

5 Vorliegend ist der Sachverhalt durch die Vorbringen der Parteien nicht eindeutig erstellt. Die Lauter-
keitskommission kann daher keine abschliessende Beurteilung der Beschwerde vornehmen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Beschwerde formell abzuweisen. Die Beschwerdegegnerin ist aber da-
rauf hinzuweisen, dass sie in einem staatlichen Gerichtsverfahren den vollumfänglichen Nachweis 
der Richtigkeit ihrer Preisbehauptungen erbringen müsste respektive dass ein Gegenbeispiel ge-
nügt, um die Widerrechtlichkeit der Werbeaussage zu begründen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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c) Nr. 112/20 
(Keine Unlauterkeit – Werbung für Reiseapp) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass die Funktion «xxxxxxxx» der Reiseapp der Beschwerde-
gegnerin als «einfach und bequem» beworben werde. Dies sei unzutreffend. Auch bei korrekter 
Handhabung funktioniere die Abschaltautomatik oft nicht, die Kostenberechnung laufe weiter. Das 
sei umso verwerflicher, weil die Werbung sich an ein älteres Zielpublikum richte. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Sie macht geltend, dass die 
Ausführungen in der Beschwerde unzutreffend sei, und erläutert in ihrer Stellungnahme die Funk-
tion der Abschaltautomatik. 

3 Die Schweizerische Lauterkeitskommission als private Selbstkontrollorganisation hat gemäss Art. 1 
Abs. 3 des Geschäftsreglements hauptsächlich die Aufgabe und Kompetenz, kommerzielle Kommu-
nikation auf ihre Lauterkeit zu überprüfen. Sie macht das mittels eines einfachen Verfahrens, ohne 
die Möglichkeiten einer umfangreichen Beweisabnahme etc., wie das in staatlichen Verfahren 
durchgeführt werden kann. In diesem Sinne sind die Entscheide der Lauterkeitskommission eine 
summarische Prüfung von Werbemitteln, basierend auf den Angaben in den Beschwerden und in 
den Beschwerdeantworten. Die Frage der richtigen technischen Funktionsweise von Smartphone-
Applikationen o.ä. kann daher von der Lauterkeitskommission nicht abschliessend überprüft wer-
den. Dies wäre nur im Rahmen eines staatlichen Gerichtsverfahrens möglich. 

4 Aus den Akten ergibt sich lediglich, dass die beworbene Funktion in Einzelfällen allenfalls nicht zu-
friedenstellend arbeitet. Dass die Funktion generell nicht funktioniere bzw. dass die beanstandeten 
Aussagen allgemein unrichtig seien, ist weder glaubhaft noch durch den Beschwerdeführer darge-
tan. Eine Kommunikation, wonach eine in jedem Fall fehlerfreie Funktionsweise versprochen wird, 
liegt nicht vor. Die Lauterkeitskommission vermag daher keine Unlauterkeit in der Bewerbung der 
App-Funktion zu erkennen.  

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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d) Nr. 117/20 
(Nichteintreten – Promotion für Spezialangebot) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass die Beschwerdegegnerin auf ihrer Website beim Ange-
bot «Special First Class Offers for 2» Flugpreise für 2 Personen bewerbe, die sie so überhaupt nicht 
anbiete. Im Buchungsabschluss stelle man erst fest, dass sich der Preis im Vergleich zur Werbung 
verdoppelt hat.  

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Die Banner für die Spezialange-
bote in den Märkten Niederlande und Luxemburg hätten eine gewisse Zeit irrtümlicherweise den 
Preis für eine Person angezeigt. Dieses Versehen sei korrigiert worden. Aber auch dort seien im  
Buchungsprozess immer die korrekten Preise angezeigt worden. 

3 In den anderen elf Ländern, in welchen die Aktion geschaltet worden sei, seien die Preise immer 
korrekt beworben worden. 

4 Die Ausführungen der Beschwerdegegnerin, wonach die fraglichen Anzeigen unverzüglich ange-
passt wurden sowie ihre Zusicherung, dass die fraglichen Angebote inskünftig nicht mehr falsch be-
worben werden, sind glaubhaft. Damit sind die Voraussetzungen für die Einstellung einer beanstan-
deten Massnahme der kommerziellen Kommunikation im Sinne von Art. 9 Abs. 1 Ziff. 2 des Ge-
schäftsreglements der Lauterkeitskommission erfüllt. Daher ist auf die Beschwerde im vorliegen-
den Verfahren nicht einzutreten. 

5 Vor diesem Hintergrund bleibt ungeprüft und kann offen bleiben, ob die beanstandeten Massnahmen 
der kommerziellen Kommunikation überhaupt auf den Schweizer Markt ausgerichtet waren (Grund-
satz Nr. A.2 der Lauterkeitskommission). 

b e s c h l i e s s t : 

Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten. 

 

  



  18 

e) Nr. 116/20 
(Kein postmortaler Persönlichkeitsschutz – Verwendung eines Bildes/Videoausschnittes) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Der Beschwerdeführer macht geltend, dass sein Grossonkel Hauptdarsteller eines legendären Wer-
bespots der Beschwerdegegnerin gewesen sei. Nun, nachdem sein Grossonkel gestorben sei, habe 
er gesehen, dass eine neue Werbekampagne mit dem Videoausschnitt seines Grossonkels verwen-
det worden sei. Dafür seien aber die Rechte nicht eingeholt worden. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Es liege keine Persönlichkeits-
rechtsverletzung zulasten des Neffen vor. 

3 Gemäss Grundsatz Nr. B.7 Abs. 1 der Lauterkeitskommission ist es unlauter, in der kommerziellen 
Kommunikation ohne ausdrückliche Zustimmung identifizierbare Angaben zu einer Person, insbe-
sondere Name, Abbild, Aussage, Stimme etc. zu verwenden. Als Abbild gilt jede Darstellung (auch 
durch Zeichnung, Karikatur, Gemälde oder Double). Auf die Rechte der Angehörigen von Verstorbe-
nen ist angemessen Rücksicht zu nehmen.  

4 Die Persönlichkeit endet mit dem Tode (Art. 31 Abs. 1 ZGB). Die Schweizer Rechtsordnung kennt 
grundsätzlich keinen postmortalen Persönlichkeitsschutz, da mit dem Todeseintritt die Rechtsfähig-
keit einer Person untergeht. Persönlichkeitsrechtliche Ansprüche sind zudem unvererblich. Auf die 
Rechte der Angehörigen von Verstorbenen ist in dem Sinne angemessen Rücksicht zu nehmen, dass 
das Pietätsgefühl der Angehörigen respektiert werden muss. Eine Verletzung dieses Pietätsgefühls 
liegt zum Beispiel vor, wenn ehrverletzende Äusserungen gegen den Verstorbenen geäussert wer-
den oder wenn der Verstorbene nach Eintritt des Todes bildlich dargestellt wird (vgl. BGE 70 II 127, 
«Hodler»). 

5 Im vorliegenden Fall stellt sich demnach einzig die Frage, ob die weitere Verwendung des Werbe-
spots und die damit verbundene weitere Darstellung des Grossonkels die Pietätsgefühle des Be-
schwerdeführers (Grossneffe) verletzt. Dies ist klar zu verneinen. Die Darstellung erfolgte, davon ist 
auszugehen, mit seinerzeitiger Zustimmung des Grossonkels. Es liegen auch keine Anhaltspunkte 
vor, dass der Spot ehrverletzende Elemente enthält oder anderweitig geeignet ist, das Pietätsgefühl 
der Angehörigen zu verletzen. Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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f) Nr. 115/20 
(Sexismus – Bewerbung Nasenspray: «Männerschnupfen?» Entschärfen Sie das Drama) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Nach Auffassung des Beschwerdeführers ist das Werbesujet der Beschwerdegegnerin unzulässig 
herabwürdigend. Das Plakat bewirbt einen Nasenspray mit dem Übertitel «Männerschnupfen? Ent-
schärfen Sie das Drama» und zeigt einen Mann im Schoss einer Frau liegend. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. In der vorliegenden Kampagne 
werde das Thema Schnupfen auf eine neue, satirische und humorvolle Art aufbereitet, indem man 
sich dem Klischee des «Männerschnupfens» bedient. Die Abweichung von der Realität soll einen hu-
moristischen Charakter aufweisen aber nicht diffamieren. Zudem erläutert die Beschwerdegegnerin 
die wissenschaftlichen Hintergründe, dass Männern eine Grippe offenbar tatsächlich mehr zusetze 
als Frauen. Eine Beschwerde gegen ein analoges Sujet habe der Österreichische Werberat zudem 
abgewiesen. 

3 Die urteilende Kammer vermag in der beanstandeten kommerziellen Kommunikation keine Ge-
schlechterdiskriminierung im Sinne von Grundsatz Nr. B.8 der Lauterkeitskommission zu erkennen. 
Die behauptete Herabwürdigung des männlichen Geschlechts ist nicht ersichtlich. Weder durch die 
Aussage noch durch die Darstellung wird die Gleichwertigkeit der Geschlechter in Frage gestellt. 
Selbst wenn dem männlichen Geschlecht durch das Sujet eine stereotype Eigenschaft zugeschrie-
ben würde, so erfolgte diese Zuschreibung mit klar erkennbar überzeichnetem und humorvollem 
Charakter. Auch eine Umkehrung der Geschlechterrollen würde nicht zu einer Herabwürdigung des 
anderen Geschlechts führen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 
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g) N° 118/20 
(Sexisme – Affiche publicitaire «Trou de secours») 

La Deuxième Chambre, 

c o n s i d é r a n t   c e   q u i   s u i t : 

1 La partie plaignante incrimine une affiche publicitaire de la partie défenderesse qui vante un salon 
de massage érotique avec la reproduction visuelle d'un pneu et le slogan «trou de secours». Selon 
elle, la masseuse est ici assimilée à un trou et est ainsi réduite à un objet. Elle considère que le su-
jet publicitaire fait aussi de la travailleuse du sexe un objet de soumission. C'est pourquoi elle es-
time que l'on est présence d'une infraction à la Règle no B.8 de la Commission Suisse pour la 
Loyauté. 

2 La partie défenderesse demande le rejet de la plainte. En effet, à Genève également, la publicité 
pour des prestations de services érotiques n'est pas non plus interdite. Selon elle, les conditions 
préalables constitutives d'une infraction à la Règle no B.8 ne sont pas remplies. Elle estime que le 
sujet publicitaire ne contient ni dénigrement, ni stigmatisation des femmes. 

3 Dans le cadre de la liberté économique garantie par la Constitution (au sens de l'art. 27 de la Consti-
tution fédérale), le fait d'offrir et de faire de la publicité pour des prestations de services érotiques 
n'est pas contraire au droit. La publicité pour des prestations de services érotiques auprès du grand 
public est autorisée à condition que soient respectées les normes pénales correspondantes rela-
tives à la pornographie ainsi que la Règle no B.8 concernant la publicité sexuellement discrimina-
toire. 

4 Selon la Règle no B.8, al. 2, chiffre 6, une communication commerciale est sexuellement discrimina-
toire, resp. déloyale lorsqu'on est en présence d'une représentation inconvenante de la sexualité. 
Une telle représentante inconvenante peut trouver son origine dans les éléments de conception ré-
dactionnelle ou visuelle d'un moyen de communication. 

5 En l'occurrence, il y a lieu de répondre par l'affirmative à la question de la présence d'une telle re-
présentation inconvenante de la sexualité dans le texte «trou de secours». En effet, la femme y est 
présentée comme un objet à remplacer ou remplaçable en cas de besoin. Dans l'allusion à une roue 
de secours, on désigne de manière grossière et sous une forme inconvenante la travailleuse du sexe 
comme un «trou de secours». Une telle désignation de la femme, liée à un mode d'expression gros-
sier, enfreint clairement la dignité du sexe féminin. C'est pourquoi la plainte doit être approuvée. 

r e n d   l a   d é c i s i o n   s u i v a n t e : 

Il est recommandé à la partie défenderesse de renoncer à l'avenir à utiliser le sujet publicitaire  
incriminé. 
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h) Nr. 121/20 
(Direktmarketing –Förderung des Fernabsatzes) 

Die Zweite Kammer, 

i n   E r w ä g u n g : 

1 Die Beschwerdeführer beanstanden, dass die Beschwerdegegnerin mit einem Lockvogelangebot 
(Geschenk eines Artikels) Kunden dazu bringen wolle, den Briefkasten für sämtliche Werbung  
freizugeben. Der Post bekannte Postadressen würden missbraucht, um Dritten den Zugang zum 
Briefkasten freizuschalten. Es sei zudem unlauter, dass dieser Zugang offenbar ausgewählten  
Dritten verschafft werden soll, ohne dies klar zu deklarieren. Es sei nicht klar, für wen oder was  
der Briefkasten freigegeben werde. 

2 Die Beschwerdegegnerin beantragt die Abweisung der Beschwerde. Es handle sich nicht um einen 
unlauteren Lockvogel. Für die Auftraggeber des Samplings handle es sich um eine gängige Ver-
kaufsförderungsmassnahme. Die Zielsetzung, dass der Stopp-Werbung-Vermerk überdenkt werde, 
sei auch nicht unlauter. Die Adressen für die Mailings würden bei Listbrokern ordentlich gemietet. 
Den Auftraggebern würden die Adressen nicht weitergegeben. Das Entfernen des Stopp-Werbung-
Kleber führe naturgemäss dazu, dass auch Werbesendungen von privaten Zustellorganisationen etc. 
eingeworfen werden dürfen. Es liege auch kein Missbrauch des Postmonopols vor. Dieses gelte aus-
schliesslich für Briefe bis zu einem Gewicht von 50g. 

3 Die Schweizerische Lauterkeitskommission hat die Aufgabe, die ihr unterbreiteten Massnahmen der 
kommerziellen Kommunikation auf ihre Lauterkeit zu überprüfen (Art. 1 Abs. 3 des Geschäftsregle-
ments der Schweizerische Lauterkeitskommission SLK). Unter kommerzieller Kommunikation ist 
jede Massnahme von Konkurrenten oder Dritten zu verstehen, die eine Mehrheit von Personen sys-
tematisch in ihrer Einstellung zu bestimmten Waren, Werken, Leistungen oder Geschäftsverhältnis-
sen zum Zweck des Abschlusses eines Rechtsgeschäftes oder seiner Verhinderung beeinflussen 
(Grundsatz Nr. A.3 der Lauterkeitskommission).  

4 Das Beschwerdeverfahren richtet sich vorliegend nicht gegen eine eigentliche Massnahme der kom-
merziellen Kommunikation, sondern gegen eine Massnahme, welche kommerzielle Kommunikation 
im Fernabsatz fördern bzw. ermöglichen soll, indem die Empfänger aufgefordert werden, die Erklä-
rung am Briefkasten, wonach keine unadressierte kommerzielle Kommunikation erwünscht sei 
(«Stopp – keine Werbung» oder vergleichbare Beschriftung), zu entfernen. Da keine Massnahme der 
kommerziellen Kommunikation im Sinne des Grundsatzes Nr. A.4 vorliegt, wäre die Beschwerde 
schon aus diesem Grund abzuweisen bzw. darauf wäre nicht einzutreten. Gleichwohl hat die Lauter-
keitskommission das Schreiben auch noch materiell geprüft. 

5 Eine solche Aufforderung, zumal sie wie im vorliegenden Fall weder täuschenden noch irreführen-
den Inhalt aufweist und weder nötigenden noch übermässigen Druck ausübenden Charakter hat, ist 
lauterkeitsrechtlich zulässig. Diese Form der Wettbewerbsbeeinflussung ist Teil der verfassungs-
mässig garantierten Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft, BV). Die Lauterkeitskommission vermag keine Unlauterkeit im beanstandeten Schrei-
ben zu erkennen. 

6 Aus diesen Gründen ist die Beschwerde abzuweisen. 

b e s c h l i e s s t : 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

 


